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Politik & Verwaltung

Die Bundesrepublik befindet 
sich auf dem Weg hin zu einer 
digitalen Gesellschaft. Diese 
Entwicklung hat auch Konse-
quenzen für das Staatswesen. 
Welche Strategie zur Staats- 
und Verwaltungsmodernisie-
rung verfolgt der Freistaat 
Sachsen? Was bedeutet das für 
eGovernment?
Sondermann: Die Auswirkungen 
der modernen Technik darauf, wie 
Bürger miteinander kommunizie-
ren, wie Bürger und Unternehmen 
interagieren und wie Transaktio-
nen zwischen Unternehmen ablau-
fen, sind so tiefgreifend, dass sich 
Politik, Staat und Verwaltung nicht 
entziehen können. Seit seiner Wie-
dergründung ist der Freistaat Sach-
sen daher ständig bestrebt, die neu-
en Potenziale für die Modernisie-
rung von Strukturen und Arbeits-
instrumenten zu nutzen.
In der jüngeren Vergangenheit 
wurde ein Bündel an Aktivitäten 
zur Staatsmodernisierung ange-
stoßen, das sich in den nächsten 
Jahren positiv auswirken wird. 
Hinsichtlich des Einsatzes der IT 
in der Verwaltung hat die Sächsi-
sche Staatsregierung im Jahr 2014 
eine aktualisierte Strategie für IT 
und eGovernment beschlossen. Da-
rin sind sieben strategische Ziele 
festgeschrieben. Ihnen zufolge soll 
der Einsatz der IT dazu beitragen:

 W die Öffnung von Regierung und 
Verwaltung zu unterstützen,

 W moderne Kommunikationswege 
zur Verwaltung zu etablieren,

 W Abläufe durchgängig elektro-
nisch zu bearbeiten,

 W örtlich flexibel arbeiten zu kön-
nen,

 W Leistungen der IT bedarfsgerecht 
und wirtschaftlich zur Verfügung 
zu stellen,

 W Zentralisierung, Zusammenar-
beit und Standardisierung im Be-
reich IT fortzuführen,

 W Informationssicherheit und Da-
tenschutz zu gewährleisten.

Die strategischen Ziele sind mit 
Einzelmaßnahmen untersetzt und 
bilden die nachvollziehbare Grund-
lage für den Ausbau von IT und 
eGovernment in Sachsen.

Welche Rolle spielt dabei das 
eGovernment-Gesetz des Frei-
staates Sachsen, das Sachsen 
als erstes Bundesland verab-
schieden konnte?
Sondermann: Das sächsische 
eGovernment-Gesetz gibt den 
rechtlichen Rahmen für den Aus-
bau der elektronisch unterstützten 
Verwaltung der Behörden des Frei-
staates sowie der Träger der Selbst-
verwaltung vor. Damit schafft es 
Sicherheit bei der inhaltlichen Um-
setzung. Das Gesetz dokumentiert 
aber auch den strategischen An-
spruch, den der Freistaat beim Aus-
bau von eGovernment verfolgt.

Die sächsische Staatsregierung 
hat die Einführung der elektro-
nischen Aktenführung und Vor-
gangsbearbeitung beschlossen. 
Welche Ziele gehen damit ein-
her, und welche Folgen ent-
stehen dadurch für die 
Staats verwaltung?
Sondermann: Das Sächsische 
eGovernment-Gesetz von 2014 be-
inhaltet eine Soll-Vorschrift zur 
Anwendung der elektronischen 
Vorgangsbearbeitung und Akten-
führung für die Staatsbehörden bis 

2018. Bereits jetzt wird die eAkte 
an mehreren tausend Arbeitsplät-
zen, beispielsweise in der Landes-
direktion Sachsen, dem Staatsbe-
trieb Sächsische Informatik Diens-
te und der Sächsischen Bildungs-
agentur eingesetzt. Weitere 
Behörden setzen die papierbasier-
te Aktenführung und Vorgangsbe-
arbeitung gerade um.
Die Notwendigkeit zur Umstellung 
ergibt sich aber schon aus dem 
sächsischen Standortegesetz von 
2011. Im Zuge der Umsetzung des 
Gesetzes wird die Anzahl der Be-
hördenstandorte bis 2020 verklei-
nert. Damit trägt Sachsen dem de-

mographischen Wandel und den 
finanziellen Herausforderungen 
durch das Auslaufen des Solidar-
paktes II Rechnung. In der Folge 
wird die Staatsverwaltung von we-
niger, dafür großen Behörden ge-
prägt, welche unter Umständen je-
doch über mehrere Behördenstand-
orte verfügen. Die veränderte 
Struktur der Behördenlandschaft 
hat Folgen für den Außenkontakt 
mit Antragstellern, aber auch für 
die behördeninterne Ablauforga-
nisation bei der Bearbeitung von 

Verwaltungsvorgängen. Die elek-
tronische Vorgangsbearbeitung 
und Aktenführung ermöglicht ei-
nen orts- und zeitunabhängigen 
Zugriff auf Akten und Datenbe-
stände. Damit unterstützt sie un-
ter anderem standortübergreifen-
de Abstimmungen. Transport- und 
Liegezeiten von Akten und Verfah-
ren werden damit verkürzt, die 
G esamtbearbeitungszeit von Vor-
gängen kann ebenfalls gestrafft 
werden. Schnellere Verwaltungs-
verfahren bedeuten nicht zuletzt 
einen Vorteil für den Wirtschafts-
standort Sachsen. Bei vollständi-
ger Umstellung aller Behörden 
wird die Verwaltung in der Lage 
sein, Verfahren medienbruchfrei, 
zügiger und auch transparenter zu 
erledigen. Das bedeutet mehr Bür-
gerfreundlichkeit für den Antrag-
steller, von wo und wann immer 
er an die Behörde herantritt, ob 
persönlich im Amt, telefonisch, per 
Brief oder per eMail.
In der Binnenperspektive eröffnet 
die elektronische Vorgangsbear-
beitung zudem Chancen für eine 
Flexibilisierung der Arbeitsweisen. 
Die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf kann verbessert werden, in-
dem Heimarbeit einfacher wird.

Die praktische Umsetzung die-
ses Kabinettsbeschlusses erfor-
dert große Anstrengungen bei 
allen Projektbeteiligten. Wel-
chen Projektansatz hat der Frei-
staat gewählt, und weshalb 
wurden Produkt- und Einfüh-
rungsdienstleistungen ge-
trennt ausgeschrieben?
Sondermann: Die Umsetzungs-
verantwortung für die Einführung 
liegt bei den jeweiligen Behörden. 
Das im SMI angesiedelte Kompe-
tenzzentrum Vorgangsbearbeitung 
koordiniert und steuert den Roll-
out in den Behörden. Oberhalb der 
Ebene der Einzelprojekte ist es zu-
ständig für ein übergreifendes Pro-
grammmanagement, nimmt Hin-
weise und Erfahrungen auf und 
gibt Empfehlungen weiter und si-
chert die Einhaltung von Vorga-
ben ab.
Die landesweite Einführung der 
elektronischen Vorgangsbearbei-

tung und Aktenführung kann der 
Freistaat mit eigenen Personalre-
ssourcen nicht allein leisten. Da-
her bedient er sich der Unterstüt-
zung mehrerer spezialisierter ex-
terner Partner, unter anderem der 
GISA:

 W Bei der Einführung in den Be-
hörden setzt Sachsen zum einen 
Fachberater für die organisato-
risch-prozessuale Begleitung und 
Optimierung der behördlichen 
Abläufe ein.

 W Einrichtungsdienstleister rich-
ten die Software ein, schulen die 
Nutzer und übernehmen eine an-
fängliche Betreuung nach Pro-
duktivstart.

 W Da sich Wünsche und Anforde-
rungen unabhängig von den kon-
kreten Einführungsdienstleis-
tungen in den Behörden bestän-
dig weiter entwickeln, muss auch 
die eingesetzte Verfahrenssoft-
ware laufend bedarfsgerecht wei-
terentwickelt werden. Diese Auf-
gabe kann nur der Hersteller der 
Verfahrenssoftware leisten, wes-
halb diese Leistung ebenfalls se-
parat beauftragt wurde. 

Wie haben Sie sich personell 
und inhaltlich auf das Landes-
projekt eingestellt, und mit 
welchen Methoden und Werk-
zeugen helfen Sie dem Frei-
staat, das ehrgeizige Ziel 
umzusetzen?
Walter: Die Herausforderung des 
Projektes besteht einerseits in der 
Komplexität des Zusammenwir-
kens strategischer, politischer, 
fachlicher, technischer und orga-
nisatorischer Fakten. Auf der an-
deren Seite werden die Mitarbei-
ter mit einer weitgehenden Verän-
derung bestehender und bisher be-
währter Arbeitsweisen, Prozesse 
und Abläufe konfrontiert. 
Bei dieser komplexen Aufgabe 
müssen die Beschäftigten der Öf-
fentlichen Verwaltung „mitgenom-
men“ und begleitet werden. Nach 
diesen Anforderungen hat die GISA 
ihre methodische und fachliche 
Vorgehensweise im Projekt ausge-
richtet.

Impressionen vom 
achten eGovernment 
Summit auf Schloss 
Bensberg

Analyse: Was müs-
sen Behörden bei der 
IT-Konsolidierung 
beachten? 
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Die Gesprächspartner

Peter Sondermann, Abteilungsleister „IT und E-Govern-
ment in der Staatsverwaltung“ im SMI

Geboren 1950 in Hamburg. 
Nach dem Studium der evan-
gelischen Theologie und 
Rechtswissenschaft Stationen 
in der Senatsverwaltung für 
Inneres sowie im Statistischen 
Landesamt Berlin. Seit 1991 
tätig im Freistaat Sachsen, 
Mitwirkung am Aufbau des 
Statistischen Landesamtes, 
von 1992 bis 2006 als Refe-
rats- und Abteilungsleiter. Seit 
2006 Arbeit im Aufbaustab zur Optimierung der IT-Organisa-
tion des Freistaates Sachsen, Leitung des Aufbaustabes ab 
2007. Ab 2008 Referatsleiter in den Staatsministerien des In-
nern beziehunsgweise der Justiz und für Europa. Seit 2011 Ab-
teilungsleiter für Verwaltungsmodernisierung und IT im Staats-
ministerium der Justiz und für Europa, seit 2015 als Abteilung 
„IT und eGovernment in der Staatsverwaltung“ im Sächsi-
schen Staatsministerium des Innern.F
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eGovernment in Sachsen

Die eAkte als zentraler 
eGovernment-Baustein
Das eGovernment-Gesetz des Freistaats Sachsen schreibt den Ein-
satz der eAkte für die Landesverwaltung bis 2018 verbindlich vor. 
eGovernment Computing sprach mit den beiden Projektverantwort-
lichen Peter Sondermann und Michael Walter.
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Das Projektvorgehen der GISA ruht 
dabei auf drei Säulen: Dem profes-
sionellen Projektmanagement, der 
fachlichen Expertise und dem be-
hördenindividuellen Akzeptanz-
management. Dabei steht über den 
einzelnen Einführungsprojekten 
ein Gesamtprojekt- oder Pro-
grammmanagement, das als fester 
Ansprechpartner der Gesamtpro-
jektsteuerung des Freistaates zur 
Verfügung steht und eine einheit-
liche Umsetzung innerhalb der vom 
Auftraggeber definierten Rahmen-
bedingungen sicherstellt.
Das Projektmanagement hat da-
bei die Aufgabe, innerhalb der ein-
zelnen Behördenprojekte alle Pro-
jektbeteiligten der jeweiligen Be-
hörde, der Landesdienstleister 
(SID) und der anderen externen 
Dienstleister zu koordinieren. Die 
fachliche Expertise gründet sich 
einerseits auf der exzellenten 
Kenntnis des eingesetzten Systems 
eVA.SAX (Basis VIS-Suite), ande-
rerseits auch auf dem Einsatz ei-
gener spezialisierter Verfahren, die 
eine gleichbleibend hohe Qualität 
und Wiederholbarkeit der Ergeb-
nisse sicherstellen. 
Zu erwähnen wären hier insbeson-
dere im Bereich der Konfigurati-
on des Systems automatisierte 
Skript-Baukästen, mit denen die 
konzeptionierten Parameter 
schnell und identisch für alle Man-
danten eingespielt werden können. 
Zudem wurden durch GISA im Be-
reich der Migration eigene Werk-
zeuge entwickelt, welche Daten aus 
unterschiedlichen Registratur- und 

Drittsystemen in das Landessys-
tem einspielen und so in über-
schaubaren Zeiträumen auch um-
fangreiche Datenbestände in das 
Zielsystem migrieren können. Zu-
sätzlich hat GISA ein eigenes Test-
vorgehen entwickelt, welches der 
jeweiligen Behörde vor Produktiv-
setzung belastbare und herstelle-
runabhängige Ergebnisse für das 
Last- und Performanceverhalten 
des jeweiligen Systems liefert. 
Im Rahmen des Akzeptanzmanage-
ments sorgen wir für die projekt-
begleitende Einbeziehung der Be-
hördenmitarbeiter und stellen 
durch Schulungen sicher, dass ei-
ne effektive Nutzung des Systems 
erfolgen kann. Abgerundet wird 
die fachlich-technische Kompetenz 
durch die langjährige Erfahrung 
der eingesetzten Mitarbeiter in 
Umsetzungsprojekten verschie-
denster Behörden, durch die be-
währte Lösungen und Umsetzun-
gen anderer Verwaltungen als Best 
Practice in die Einführungsprojek-
te einfließen.
Wer Interesse an einem prakti-
schen Erfahrungsbericht hat, der 
kann sich gerne an die Landes-
direktion Sachsen wenden. Diese 
arbeitet inzwischen mit nahezu 
1.400 Beschäftigten vollständig mit 
der elektronischen Aktenführung 
und Vorgangsbearbeitung.

Was sind nach Ihren bisherigen 
Erfahrungen die kritischen Er-
folgsfaktoren für ein solches 
Landesprojekt, und welche 
Stolpersteine gilt es bei den 

Einführungsprojekten aus dem 
Weg zu räumen?
Walter: Neben einer professionel-
len Projektdurchführung und tech-
nischen Umsetzung steht und fällt 
der Erfolg eines jeden Einführungs-
projektes mit der Akzeptanz des 
Systems und der neuen Arbeits-
weise durch die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Nach unseren Er-
fahrungen müssen bereits in der 
Projektgruppe alle wesentlichen 
Bereiche des Hauses, von der Haus-
spitze und den Führungskräfte 
über die Organisation und die IT 
bis zu den Mitarbeitern in den Ab-
teilungen und der Registratur ein-
bezogen sein und das Projekt als 
Behördenprojekt aktiv begleiten 
und steuern. Weiterhin ist es wich-
tig, die Vertreter des Hauptperso-
nalrats frühzeitig in die Projekt-
planungen einzubeziehen. Für die 
Akzeptanz des Systems werden an 
den konkreten Arbeitsabläufen ori-
entierte Schulungen für die unter-
schiedlichen Zielgruppen in über-
schaubarer Gruppenstärke geplant. 
Wir empfehlen, dass direkt an-
schließend an die Schulungen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
die Arbeit mit dem neuen System 
und den geänderten Arbeitsabläu-
fen aufnehmen. Nach unseren Er-
fahrungen ist dabei eine phasen-
orientierte Anwenderbetreuung 
am Arbeitsplatz wichtig und für 
die Akzeptanz des Systems wesent-
lich. Zielgruppenorientierte Schu-
lungsunterlagen und gegebenen-
falls ein Anwenderleitfaden sind 
für die Beschäftigten auch nach der 

Phase der aktiven Anwenderbe-
treuung wichtige Hilfsmittel, um 
mit den neuen Werkzeugen die täg-
liche Arbeit effektiver zu gestalten.

Herr Sondermann, Herr Walter, 
wo steht der Freistaat Sachsen 
im Bereich der Verwaltungs-
modernisierung im Jahr 2020, 
und welche Wünsche haben Sie 
diesbezüglich?
Sondermann: Die in der Strate-
gie für IT und eGovernment des 
Freistaates Sachsen festgelegten 
Ziele sind umgesetzt und werden 
selbstverständlich gelebt: Verwal-
tung nutzt die Potenziale, die der 
Einsatz von IT bietet. Vorgänge 
werden medienbruchfrei und pa-
pierlos bearbeitet. Die Informati-
onssicherheit ist gewährleistet. Um 
dies zu erreichen, muss das Be-
wusstsein für das Thema und für 
die Bedeutung von IT-Kompetenz 
zunehmend aus der Fachebene he-

rausgelöst und stärker in der Ma-
nagement-Ebene präsent werden.
Walter: Die zunehmende Digita-
lisierung der Gesellschaft schrei-
tet stetig voran. Sie durchdringt 
nicht nur alle gesellschaftlichen 
Bereiche, sondern führt auch zu 
einer klaren Erwartungshaltung 
bei den Bürgerinnen und Bürgern 
und der Wirtschaft. Die digitale 
Welt, die man im privaten Umfeld 
erlebt, erwartet man auch in der 
Interaktion mit den staatlichen In-
stitutionen. Dies hat der Freistaat 
Sachsen erkannt und vorbildlich 
in seiner Strategie und entspre-
chenden Maßnahmen formuliert. 
Im Ergebnis von deren Umsetzung 
bis 2020 wird er positive Effekte 
erzielen und als Dienstleister für 
die Bürgerschaft und die Wirtschaft 
den digitalen Wandel aktiv gestal-
ten.
 Das Interview führte  
 Manfred Klein 
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Einheitliche Steuerung
Die Gesprächspartner II

Michael Walter, GISA GmbH

Geboren 1971 in Karl-Marx-Stadt (seit 
1990 wieder Chemnitz). Nach Berufs-
ausbildung und Abitur auf dem 2. Bil-
dungsweg Studium der Informatik, Ab-
schluss als Dipl.-Informatiker. Statio-
nen in unterschiedlichen Positionen 
beim heutigen Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge, 1997 Wechsel in 
die Privatwirtschaft in verschiedene Fach- und Führungsposi-
tionen bei debis/T-Systems, anschließend Wechsel in den Mit-
telstand und seit 2008 in der Position Senior Manager eGovern-
ment beim Systemintegrator GISA GmbH für den Aufbau der 
Branche öffentliche Auftraggeber und deren Geschäftsent-
wicklung tätig. Seit 2008 begleitet Michael Walter als Pro-
grammmanager und Gesamtprojektleiter der GISA GmbH den 
Freistaat Sachsen bei der Einführung der elektronischen Ak-
tenführung und IT-unterstützten Vorgangsbearbeitung.
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